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Österreichische    www.sparkasse.at

sParkassEn

Milan Frühbauer

Verbesserung der Ertragslage, dy-
namische Kreditausweitung, Einla-
genzuwachs über dem Markttrend 
und eine mehr als respektable „So-
zialbilanz“: Das sind die Eckdaten 
des Sparkassenjahres 2010 in Öster-
reich. Doch steuerliche Maßnahmen 
bedrohen den künftigen Handlungs-
spielraum.

„Mit kontinuierlicher Verbesserung 
der Qualität haben die österreichi-
schen sparkassen die Krise leichter 
und rascher überwunden als ande-
re. Mit einem einlagenzuwachs, der 
über der Marktentwicklung liegt, und 
mit einer signifikanten ertragsver-
besserung ist die rückkehr auf die 
alte Wachstumsspur gelungen“, be-
tonte thomas Uher, Vorstandsspre-
cher der erste Bank der oesterreichi-
schen sparkassen bei der Präsenta-

tion der Jahresergebnisse 2010. Auf 
historisch niedrigem Zinsniveau sei 
ein Anspringen der realwirtschaft-
lichen Konjunktur erkennbar. Die 
Kreditnachfrage ist gestiegen, das 
Wertpapiergeschäft springt wieder 
an. erfreulicherweise konnte die ri-
sikovorsorge auf das niveau vor der 
weltweiten Finanzkrise zurückge-
fahren werden, was sich – zusam-
men mit stringentem Kostenmanage-
ment – günstig auf die ertraglage 
auswirkt.

Während sich die liquiditätssituati-
on und das Börsegeschehen nach der 
Krise des Jahres 2009 spürbar ent-
spannt hätten,  gebe es für die spar-
kassen ein unsicheres regulatorisches 
Umfeld. Hier nannte Uher die Ban-
kensteuer, die Kursgewinnsteuer mit 
ihrem gigantischen administrativem 
Aufwand sowie die neuordnung der 
einlagensicherung und das regel-
werk Basel iii.

Jahresüberschuss 
deutlich verbessert
Die 53 österreichischen sparkassen 
(inklusive erste Bank Oesterreich 
und Zweite sparkasse, aber exklusive 
erste Group Bank AG) konnten den 
vorläufigen Jahresüberschuss nach 
steuern von 209,0 auf 240,0 Mio. 
euro steigern (+14,8 Prozent). Ver-
antwortlich dafür waren das wach-
sende Kundengeschäft (plus 61.500 
Kunden), das relativ stabile Zins- und 
das steigende Provisionsgeschäft so-
wie nachhaltiges Kostenbewusstsein. 
Die Kreditvorsorgen sanken um 16,4 
Prozent auf 360 Mio. euro und da-
mit auf „Vorkrisenniveau“. insgesamt 
haben erste Bank und sparkassen 
im vergangenen Jahr 7,8 Mrd. euro 
an frischen Krediten vergeben, auch 
schon bestehende Krediten an Kun-
den sind um 4 Prozent auf 54,4 Mrd. 
euro leicht über dem Markt gewach-
sen. einen starken Anstieg erfuhr das 
Privatkundenkreditgeschäft mit einem 

EUroPa

Kein Sensorium für 
Risken?
Josef christl zum 
europäischen 
einlagensystem  
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Es war diesmal besonders müh-
sam: Nach überdurchschnitt-
lich langen und wahrlich zähen 
Verhandlungen konnte erst in 
der fünften Verhandlungsrunde 
eine Einigung über die Erhö-
hung der Schemagehälter in der 
Kreditwirtschaft erzielt werden. 
Die Gespräche standen mehr-
mals am Rande des endgülti-
gen Abbruchs. Das Ergebnis ist 
bekannt, die Anhebung beträgt 
für das sogenannte Referenzge-
halt 2,26 Prozent. 
Enttäuschend war aus Sparkas-
sensicht während der gesamten 
Dauer der Verhandlungen die 
Unbekümmertheit, mit der sich 
die Vertreter der Gewerkschaft 
der Privatangestellten über die 
Belastungen der österreichi-
schen Kreditwirtschaft insge-
samt sowie jene der Sparkas-
sengruppe im Besonderen hin-
weg gesetzt haben. Wir haben in 
diesem Jahr die Last der Ban-
kensteuer zu tragen, die allein 
bei den österreichischen Spar-
kassen einen zusätzlichen Steu-
eraufwand von rund 140 Mio. 
Euro verursacht. Dazu gesellen 
sich zu erwartende Mehrkosten 
aus der Einlagensicherung auf 
europäischer Ebene, verschärfte 
Eigenkapitalvorschriften unter 
dem Titel Basel III sowie – wenn 
die Verfassungsrichter nicht ihr 
Veto einlegen – beträchtlicher 
Zusatzaufwand zur technischen 
Administration der unseligen 
Kursgewinnbesteuerung. 
Es grenzt daher meiner Meinung 
nach an Realitätsverweigerung, 
wenn Gewerkschaftsvertreter 
diesen beachtlichen Rucksack an 
finanzieller Zusatzbelastung  auf 
Arbeitgeberseite einfach nicht 
zur Kenntnis nehmen wollen. 
Zumal in Österreich – vielleicht 

im Gegensatz zu anderen Län-
dern – die Zinsspanne unter stei-
gendem Wettbewerbsdruck steht.
Wir stehen vor einem struktu-
rellen Problem, an dem auch 
die künftigen Lohnrunden bzw. 
Kollektivertragsverhandlungen 
nicht vorbeikommen werden. 
Werden nämlich Zusatzbelastun-
gen, die aus der Erhöhung von 
Steuern und Abgaben der öffent-
lichen Hand resultieren, in die 
Gehaltsabschlüsse auf Arbeit-
nehmerseite „eingerechnet“, 
auf Unternehmensseite jedoch 
negiert, dann ist das der siche-
re Weg in zwei Fehlentwicklun-
gen: Zum einen steigt solcher-
art die Inflationsrate an, zum 
anderen schwächt man Ertrags-
lage, Investitionskraft und somit 
generell die Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen.
Diese Zusammenhänge gelten 
selbstverständlich auch für die 
Kreditwirtschaft. Hierzulande 
verschärft durch die Tatsache, 
dass die Ertragskeule Banken-
steuer fast ausschließlich Kun-
denbanken wie die Erste Bank 
und die Sparkassen trifft, wel-
che die Realwirtschaft finan-
zieren und die keineswegs zu 
den Verursachern der Finanz-
krise zählten. Deshalb hat diese 
Steuer – entgegen anderslauten-
den politischen Behauptungen 
– auch keinerlei Lenkungseffekt 
zur Vermeidung hochriskanter 
Geschäfte. Denn diese wurden 
und werden nach wie vor woan-
ders betrieben ...

Michael Ikrath 
Generalsekretär 
des Sparkassenverbandes

Schwere 
Geburt

Thomas Uher, Alois Hochegger, Michael Ikrath und Pressesprecherin Nina Hoppe bei der Bilanzpressekonferenz.

„Mit Qualität zurück auf 
die Wachstumsspur“
Die Jahresbilanz der österreichischen Sparkassen
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Steiermärkische Sparkasse
Die steiermärkische sparkasse hat im Geschäftsjahr 2010 ihr Konzern-
Betriebsergebnis von 182 auf 190 Mio. euro verbessert und den Jahres-
überschuss fast verdoppelt. Die Bilanzsumme wurde – nach einem rück-
gang im Vorjahr – wieder um 3,3 Prozent auf 14,1 Mrd. euro gesteigert. 
Damit konnte die steiermärkische sparkasse ihre Position als führendes 
Kreditinstitut im süden Österreichs festigen. im abgelaufenen Geschäfts-
jahr konnte man rund 100.000 neukunden gewinnen, vor allem in süd-
osteuropa.

Salzburger Sparkasse
Die salzburger sparkasse konnte sowohl im einlagen- als auch im Kredit-
geschäft stärker wachsen als der Markt. Das Kreditvolumen stieg auf 2,97 
Mrd. euro (plus 5,2 Prozent). Bei den Privatkrediten legte die sparkasse 
um 7,4 Prozent zu, der Markt lag bei plus 5,5 Prozent. „Dieses Wachstum 
ist zum Großteil Wohnbaukrediten zu verdanken“, sagt Generaldirekto-
rin regina Ovesny-straka. Das Betriebsergebnis stieg um 19 Prozent auf 
36,9 Mio. euro, der Jahresüberschuss um 70 Prozent auf 13,6 Mio euro.

Kärntner Sparkasse

Die Kärntner sparkasse hat im Jahr 2010 einen Jahresüberschuss nach 
steuern von 5,9 Mio. euro erwirtschaftet. Das Betriebsergebnis wurde 
gegenüber 2009 deutlich verbessert. Probleme gibt es noch in slowenien, 
wo die Bauwirtschaft unter der Krise leidet. Für das heurige Jahr erwartet 
Vorstandsvorsitzender Alois Hochegger eine Verdoppelung des Gewinns. 
Mit Gabriele semmelrock-Werzer zieht erstmals in der Geschichte der 
Kärntner sparkasse eine Frau in die Vorstandsetage ein. sie ergänzt 
zusammen mit siegfried Huber das bestehende team.

Tiroler Sparkasse

Der neue Vorstandsvorsitzende der tiroler sparkasse, Hans Unterdorfer, 
hat ein institut übernommen, das im vergangenen Jahr seinen operativen 
Gewinn um 22 Prozent auf 11,6 Mio. euro und den Jahresüberschuss um 
33 Prozent auf 5,7 Mio. euro gesteigert hat. 
Derzeit betreut die tiroler sparkasse 127.500 Kunden, geplant ist eine 
steigerung um etwa 10 Prozent auf 140.000. Dass das schwierig wird, 
ist bekannt: tirol ist als Marktplatz heiß umkämpft und hat die geringste 
Zinsmarge aller Bundesländer.

Vorarlberger Sparkassen
Die Vorarlberger sparkassen haben im vergangenen Jahr mehr als 10.000 
neue Kunden gewinnen können. Die Bilanzsumme überschritt erstmals 
die Fünf-Millionen-euro-Marke. Das Betriebsergebnis konnte um 17 Pro-
zent auf 47 Mio. euro gesteigert werden. „Die verwalteten Kundengel-
der sind um über 4 Prozent gestiegen. Bei den Wertpapierdepots war das 
Wachstum stärker als bei den klassischen spareinlagen“, sagte der spre-
cher der fünf sparkassen, Werner Böhler. starke Zuwächse gab es auch 
Krediten. Hier war ein Wachstum von fast 12 Prozent zu verzeichnen.

Der neue Vorstand der Tiroler Sparkasse: Karl Obernosterer, Hans Unterdorfer und 
Wolfgang Hechenberger

Der neue Vorstand: Siegfried Huber, Gabriele Semmelrock-Werzer, Alois Hochegger 
und Gernot Schmerlaib

Zuwachs von fast 15 Prozent. „Das 
anziehende Wertpapiergeschäft zeigt, 
dass die Anleger wieder vorsichtig 
nach höheren renditemöglichkeiten  
suchen. Die gesetzlich beschlosse-
ne Kursgewinnsteuer könnte sich al-
lerdings zur Kursgewinnbremse ent-
wickeln“, unterstrich Uher. Der net-
tozinsertrag, das ist im Wesentlichen 
der ertrag aus dem spar- und Kredit-
geschäft, ist im Gegensatz zu invest-
mentbanken die Haupteinnahmequel-
le einer sparkasse. er ist im Vergleich 
zum Vorjahr um 4,7 Prozent auf 1.196 
Mio. euro gestiegen. Die Zinsspanne 
hat sich leicht um 4 Basispunkte auf 
1,60 Prozent verbessert. 

Das Betriebsergebnis ist um 7,0 Pro-
zent auf 801,1 Mio. euro gestiegen. 
Gesunken sind die Wertberichtigun-
gen für Ausleihungen, Wertpapiere 
und Beteiligungen, und zwar von 
427,1 auf 409,9 Mio. euro. Das ist 
vor allem auf die geringeren Kre-
ditrisikovorsorgen zurückzufüh-
ren. sie sind von 419 auf 360 Mio. 
euro zurückgegangen. Das ergebnis 
der gewöhnlichen Geschäftstätig-
keit (eGt) ist um 21,5 Prozent auf 
391,3 Mio. euro gestiegen. Der Jah-
resüberschuss nach steuern für 2010 
konnte von 209,0 um 14,8 Prozent 
auf 240,0 Mio. euro verbessert wer-
den. Die Bilanzsumme der 53 öster-
reichischen sparkassen hat sich um 
2,3 Prozent auf 85,4 Mrd. euro ver-
ringert. Das liegt vor allem an der 
gezielten reduktion von Forderun-
gen gegenüber Kreditinstituten um 
16,5 Prozent auf 14,1 Mrd. euro. Die 
gesamten Primärmittel sind im Jah-
resvergleich hingegen um 1,5 Pro-
zent auf insgesamt 60,4 Mrd. euro 
gewachsen. Zum Vergleich: Die Pri-
märmittel der Branche sind insge-
samt um 1,5 Prozent gesunken. Ur-
sache des Anstiegs bei erste Bank 
und sparkassen war vor allem der 
Anstieg bei sicht- und termineinla-
gen. Die spareinlagen gingen leicht 
zugunsten des Wertpapiergeschäfts 
zurück. Auch hierin ist ein indikator 
für die zunehmende normalisierung 
des Anlegerverhaltens nach der Kri-
se zu sehen. 

„Liefern eine respektable 
Sozialbilanz ab“
Die heimischen sparkassen sind be-
strebt, nicht nur einen teil ihrer er-

träge im rahmen ihrer gesamtge-
sellschaftlichen Verantwortung, son-
dern auch ihr bankwissenschaftliches 
Know-how der Öffentlichkeit zur Ver-
fügung zu stellen. „es ist erfreulich, 
dass unsere alten Aufgaben Gemein-
wohlorientierung und Wirtschafts-
erziehung nun unter den  Begriffen 
corporate social responsibilty und 
Financial literacy auch international 
zunehmend Anerkennung erhalten“, 
meinte der Präsident des sparkassen-
verbandes, Alois Hochegger, anläss-
lich der Bilanzpräsentation. 

Der sparkassenverband gibt seit ei-
nigen Jahren auch eine Zusammen-
fassung gemeinwohlorientierten 
Aufgaben der sparkassen in Form 
einer sozialbilanz heraus. Dort sind 
nicht nur jene 23,6 Mio. euro, die 
für die einzelnen Projekte verwen-
det werden, nach Bereichen wie 
soziales, Kultur, Jugend und sport 
aufgegliedert, sondern auch die Ko-
operationen mit anderen netzwer-
ken dargestellt. Dazu Hochegger: 
„Wir liefern auch diesmal wieder 
eine respektable sozialbilanz unse-
rer Gruppe ab und 10 Prozent unse-
res Jahresüberschusses gemeinnüt-
zig verwendet.“ einer der schwer-
punkte der sparkassenarbeit in den 
nächsten Monaten und Jahren wird 
ein Beitrag zur Verbesserung der Fi-
nanzbildung der Bevölkerung, insbe-
sondere der Jugend sein. in der un-
sicheren Zeit der Krisenjahre, aber 
auch motiviert durch das Ausbleiben 
der Antworten der Politik auf viele 
Fragen der Jugendlichen von heu-
te, suchen diese Ansprechpartner in 
der Gesellschaft, die ihnen respekt 
entgegenbringen, sicherheit anbieten 
und Wohlstand schaffen helfen. Die 
sparkassengruppe ist eine Finanz-
gruppe, die nicht nur Produkte ver-
kauft, sondern auch mit der Jugend 
verantwortungsvoll umgeht. sie rein-
vestiert teile ihres ertrags in Pro-
jekte der Financial literacy, die sich 
speziell mit jugendlichen Zielgrup-
pen beschäftigen. Der Österreichi-
sche sparkassenverband ist der Mei-
nung, dass ein erlass der Bundesmi-
nisteriums für Unterricht bezüglich 
stärkerer Verankerung der Finanzbil-
dung im Wirtschaftskundeunterricht 
ebenso für die Verbesserung des Fi-
nanzwissens der Jugend förderlich 
wäre wie die einbeziehung der Fi-

nanzkompetenz der schüler bei den 
PisA-tests.

Zusätzliche Belastungen drohen
„Die Bankensteuer belastet die spar-
kassengruppe mit 140 Mio. euro 
jährlich und die Kursgewinnsteuer – 
beschlossen in der kompliziertesten 
und unsinnigsten aller Formen - ver-
ursacht, wenn die Verfassungsrich-
ter sie nicht kippen, einmalige An-
laufkosten von 70 Mio. euro“, unter-
strich der Generalsekretär des spar-
kassenverbandes, Michael ikrath. 
Für den laufenden Betrieb der Ad-
ministration der Kursgewinnbesteu-
erung wären dann weitere 15 Mio. 
euro jährlich notwendig. 150 Mio. 
euro wäre die Belastung aus der Do-
tierung des künftigen einlagensiche-
rungsfonds. Die jüngste Gehaltser-
höhung für die Mitarbeiter schlage 
mit rund 20 Mio. euro zu Buche.

Diese massiven Mehrbelastungen 
hätten grundsätzlich drei mögliche 
Konsequenzen. „Wir können die 
Kosten an die Kunden weitergeben, 
was der Wettbewerb verhindert. Wir 
können weitere Mitarbeiter abbau-
en, was wir nicht wollen, und wir 
können den spielraum für das ge-
sellschaftspolitische engagement in 
sachen Gemeinwohl einengen, was 
aber niemand wollen kann“, schil-
derte ikrath die schwierige Aus-
gangslage für die sparkassen. er ap-
pellierte an die Bundesregierung, al-
les zu tun, um diese Verengung der 
Handlungsspielräume zu vermeiden. 
ikrath plädierte in diesem Zusam-
menhang dafür, endlich auf die spe-
zifischen strukturen der dezentral 
organisierten Gruppen rücksicht zu 
nehmen. 

An die Adresse der eU richtete er 
die Forderung, die capital require-
ment Directive (crD 4) als richt-
linie zu formulieren. Derzeit herr-
sche in Brüssel das Bestreben vor, 
dieses regelwerk als Verordnung zu 
etablieren, was die Anpassung an na-
tionale erfordernisse und spezifika 
unmöglich machen würde. „Wir er-
warten, dass so viel nationaler Hand-
lungsspielraum erhalten bleibt wie 
möglich. Unsere Wirtschaft braucht 
ausreichende Kreditfinanzierung“, 
begründete ikrath sein Plädoyer für 
eine richtlinienlösung. 

Jahresergebnis 2010 der Sparkassen 
Sparen, Vorsorgen, Anlegen

Neugeschäft an Deviseninländer

 EUR 4,8 Mrd. Unternehmenskredite   
(2009: EUR 5,2 Mrd.     -7,4 %)

 EUR 2,2 Mrd. Privatkredite  
(2009: EUR 2,2 Mrd.     -0,1 %)

 EUR 7,8,Mrd. neue Kredite 2010 
in Österreich vergeben 
(2009: EUR 8,4 Mrd.)
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Josef Christl* 

Die Finanzkrise hat das Bewusstsein 
bei den Anlegern wohl geschärft: Die 
einlagensicherung ist keine hohle 
Phrase oder eine selbstverständli-
che Formalität, sondern eine rege-
lung, deren Bedeutung erst in der 
Krise gewürdigt wird. Doch wie soll 
es mit den Garantien für einlagen 
nach Überwindung der Krise weiter 
gehen? totales sicherheitsnetz für 
den einleger – ohne selbstbehalt – 
auch wenn risiken durchaus ersicht-
lich waren bzw. sind? eine grundsätz-
liche Diskussion ist fällig.

in der Debatte um den aktuellen 
richtlinienvorschlag der europäi-
schen Kommission zur einlagensi-
cherung hat der Aspekt des selbstbe-
halts bisher nur eine untergeordnete 
rolle gespielt. Der aktuelle Vorschlag 
trägt weitgehend nur dem einleger-
schutz rechnung. Den einlegern wird 
damit die Fähigkeit abgesprochen, 
Bankinstitute auf ihre solidität über-
prüfen zu können. 

Rückkehr zur Marktdisziplin
Diese sichtweise steht in starkem Wi-
derspruch zu den ergebnissen von 
empirischen studien zur Marktdiszi-
plin. Denn natürlich gibt es ein ein-
schlägiges sensorium bei vielen An-
legern. sonst hätte man am Höhe-
punkt der Krise nicht beispielsweise 
den sicheren Hafen der sparkassen 
gesucht.
Diese erwähnten studien zeigen au-
ßerdem, dass die Marktdisziplin in 
europa schon vor der Aufhebung des 
selbstbehalts geringer war als in den 
Vereinigten staaten. Diese tendenz 
wird nunmehr noch verstärkt. 
in der Diskussion um die Ausgestal-
tung der europäischen einlagensiche-
rung werden dieser von der zustän-
digen Politik häufig zu viele Aufga-
ben wie etwa die Verhinderung vom 
berühmt – berüchtigten sturm auf 
die Banken, der spezifische einleger-
schutz für den individuellen sparer, 
die erhöhung des Vertrauens in das 
Finanzsystem generell sowie die Ga-
rantie eines möglichst fairen Wettbe-
werbes zugemutet. Dazu kommt die 
intention, den einsatz von steuermit-
teln möglichst gering zu halten. Diese 
Überfrachtung der einlagensicherung 
mit Aufgaben, die effizienter von an-
deren teilnetzen wahrgenommen 
werden, ist keineswegs hilfreich.

Die erhöhung des Deckungsumfangs 
der einlagensicherung konnte wäh-
rend der aktuellen Krise in einigen 
ländern die so gefürchteten  Bank 
runs nicht stoppen. Wenn überhaupt, 
so hat im Verlauf der aktuellen Fi-
nanzkrise die einlagensicherung 
durch ihre unterschiedlich gestaltete 
Ausprägung in europa und die ein-

Exportierter  
Aufschwung
 
Motor Wettbewerbsfähigkeit

Das hat auch die letzten industrie-
staatlichen Zweifler überzeugt: nur 
der erhaltung einer ausreichend 
wettbewerbsfähigen, industriel-
len substanz verdanken Deutsch-
land und Österreich die rasche Wie-
derkehr auf den konjunkturellen 
Wachstumspfad. Damit sind alle 
jene strukturpolitischen Gurus 
widerlegt, die etwa um die Jahrtau-
sendwende prognostiziert haben, 
die traditionellen industriestaaten 
Westeuropas würden sich von der 
sachgütererzeugung schrittwei-
se zugunsten der schwellenländer 
verabschieden müssen. sie haben 
damals auch Österreich auf dem 
Weg in die Dienstleistungsgesell-
schaft mit sinkenden industriean-
teilen gesehen. Man sei auf dem 
Weg in die virtuelle  Wissensge-
sellschaft …

Jetzt liegt 
der Gegen-
beweis auf 
dem tisch: 
Ös te r re i ch 
konnte sei-
ne exporte 
im Vorjahr 

um nicht weniger als 16,5 Prozent 
auf knapp 110 Mrd. euro steigern. 
Diese beachtliche Zuwachsrate 
entspricht also etwa dem sechsfa-
chen des realen Gesamtwirtschafts-
wachstums (BiP) in Höhe von 2,7 
Prozent. schon dieser Wert, der 
deutlich über dem Durchschnitt der 
länder der eurozone liegt, ist selt-
samerweise in der Öffentlichkeit 
kaum gewürdigt worden. selbst 
Qualitätszeitungen war dieses über-
raschende Übertreffen der Kon-
junkturprognosen aus dem spät-
herbst des Vorjahres nur einen ein-
spalter wert. Berücksichtigt man, 
dass hierzulande die Warenexpor-
te rund 40 Prozent des BiP aus-
machen, dann wird klar, welche 
Bedeutung die Ausfuhr von sach-
gütern für den aktuellen Konjunk-
turverlauf überhaupt hat.

solche erfolge auf den Weltmärk-
ten haben zwei Voraussetzungen: 
eine intakte, innovative und wert-
schöpfungsintensive industriestruk-
tur sowie internationale Wettbe-
werbsfähigkeit. Auch die Globali-
sierung des heimischen Ausfuhr-
geschehens macht Fortschritte. Der 
Anteil der eU-länder an den öster-
reichischen exporten ist weiterhin 

leicht sinkend, während sich die 
Quote der so genannten Drittstaa-
ten der 30-Prozent-Marke nähert. 

Die Außenhandelsdaten zeigen, 
dass die im weltweiten Wettbewerb 
stehenden Unternehmen in den ver-
gangenen Jahren sehr erfolgreich 
an der Produktivitätssteigerung und 
innovation gearbeitet haben. Ganz 
im Gegensatz zu den Gebietskör-
perschaften, die sich jetzt mühsam 
– unter dem Zwang der leeren Kas-
sen – dem thema effizienzsteige-
rung zuwenden müssen.

Doch zwei-
s t e l l i g e 
Z u w a c h s -
raten im 
export sind 
kein selbst-
verständli-

cher Automatismus. solche erfolge 
sind Jahr für Jahr neu zu erringen. 
sie haben zur Voraussetzung, dass 
Österreich neben einem attraktiven 
Finanzstandort auch ein attraktiver 
industriestandort bleibt. Wachsam-
keit ist angesagt, zumal der Finanz-
standort derzeit mutwillig durch 
Bankensteuer und Kursgewinnbe-
steuerung in Gefahr gerät. 
Die Wechselwirkung ist unverkenn-
bar: Österreich braucht zur stabili-
sierung der Konjunktur in der Band-
breite zwischen 2 und 3 Prozent 
eine Wiederbelebung der industri-
ellen investitionstätigkeit. Privater 
Konsum und exporte allein kön-
nen auf Dauer die Hauptlast nicht 
tragen, wobei der Wirtschaftspoli-
tik klar sein muss, dass dauerhafte 
exporterfolge hohe unternehmeri-
sche investitionsquoten als Grund-
lage brauchen.

Was also Kreditwirtschaft und 
sachgüterproduktion im gemeinsa-
men interesse derzeit vereint, ist der 
ruf nach einer kompromisslosen  
rückkehr zu einer standortpolitik, 
die diesem land seine jeweiligen 
Wettbewerbsvorteile nicht raubt, 
sondern diese befördert. steuerer-
höhungen – wo immer sie auch 
ansetzen – sind in praktisch jedem 
Fall Maßnahmen zur Minderung 
der Wettbewerbsfähigkeit. Das gilt 
für Finanzdienstleister ebenso wie 
für industriebetriebe. es gibt für 
die ausgabenseitige sanierung  der 
öffentlichen Haushalte wohl kein 
überzeugenderes Argument.

Einblick

Renaissance 
der Standort-
politik

Export hat 
Einbruch 
überwunden

Milan Frühbauer

Milan Frühbauer ist Wirtschaftsjournalist. Der ehemalige Chefredakteur der Zeit- 
schrift „industrie“ ist wirtschafts- und medienpolitischer Kommentator der Fach- 
medien des Manstein Verlags und Chefredakteur der Österreichischen 
Sparkassenzeitung.

seitigen erhöhung des Deckungsum-
fangs durch einzelne regierungen (ir-
land) wohl eher zu einer Verschärfung 
als zu einer Dämpfung der Krise bei-
getragen. 

Bei der Ausgestaltung eines einla-
gensicherungssystems gibt es eben 
eine grundsätzliche Polarisierung 
zwischen dem verbraucherpolitischen 
Ziel Anlegerschutz und einer Mindest-
anforderung in sachen Marktdiszip-
lin. Zielt ein einlagensicherungssys-
tem überwiegend auf Anlegerschutz 
ab und vernachlässigt die Marktdis-
ziplin, dann wird es langfristig eher 
zu einer Belastung als zu einer stütze 
der Finanzmarktstabilität. eine reihe 
empirischer und historischer studien 
kommt zu dem ergebnis, dass 
einlagensicherungssysteme auch er-
hebliche destabilisierende Auswir-
kungen auf die Finanzmarkstabilität 
haben können, wenn sie die Markt-
disziplin untergraben und risikofreu-
diges Verhalten ermutigen. 

Beitrag für stabilere Märkte
Wenn es für einleger einsichtig ist, 
dass letztlich jede Bank auch ein in-
solvenzrisiko aufweist, dann werden 
sie sich verstärkt für die Geschäfts-
politik der Bank interessieren. Das 
wäre ein wesentlicher Beitrag zur sta-
bilisierung der Märkte. Dazu ist es 
aber notwendig, die Diskussion über 
selbstbehalte zu führen und nicht von 
vornherein zu tabuisieren. Außerdem 
würden damit starke Anreize zur For-
cierung der finanziellen Bildung, also 
der Financial literacy, gesetzt. 

Der aktuelle richtlinienvorschlag mit 
einem Deckungsumfang von bis zu 
100.000 euro und einem äußerst brei-
ten Berechtigungskreis ist dazu ange-
tan, Anleger zu ermutigen ihre einla-
gen in Banken zu deponieren, denen 
sie an sich nicht vertrauen. Dieses 
Verhalten schädigt die Marktdisziplin 
auf den europäischen Finanzplätzen 
ebenso wie verantwortungsvolle in-
stitute und verantwortungsvolle ein-
leger, die die einlagensicherung zum 
größten teil finanzieren. 
Die europäische einlagensicherung 
sollte aus all diesen Gründen so ge-
staltet werden, dass zumindest mitt-

lere und größere einleger angehalten 
sind, ihre Bank auf ihre Geschäfts-
gebarung und risikoverhalten zu 
überprüfen. Grundsätzlich sind meh-
rere Modelle zur Ausprägungen des 
selbstbehalts denkbar. Das einlagen-
sicherungssystem sollte jedenfalls 
in regelmäßigen Zeitintervalle einer 
Überprüfung auf Angemessenheit 
und effizienz unterzogen werden.
 
Moral Hazard Problem  
in doppelter Hinsicht
Zu großzügige einlagensicherungs-
systeme führen zur Verschlechte-
rung der Marktdisziplin und schaf-
fen damit ein Moral-Hazard-Problem 
in doppelter Hinsicht: erstens wird 
für den einleger – je nach Ausge-
staltung des einlagensicherungssys-
tems – der Anreiz vermindert, sich 
informationen über die solidität sei-
nes Geschäftspartners zu beschaffen 
und diese laufend zu überprüfen. Die 
Anlageentscheidung der sparer redu-
ziert sich auf die suche nach jener 
Bank, welche die höchsten Zinsen 
verspricht, ohne dass sie sich mit den 
risiken dahinter beschäftigen. Zwei-
tens tendiert das Bankmanagement – 
angesichts des Kampfs um einlagen 
und höhere Gewinne – dazu, höhere 
einlagenzinsen anzubieten. Um diese 
höheren Zinsen allerdings zu erwirt-
schaften, muss das Management in 
der regel aktivseitig eine riskantere 
Geschäftspolitik betreiben. einleger 
und Bankverantwortliche vertrauen 
dabei letztlich darauf, dass die entste-
henden Kosten ihres riskanten Han-
delns durch die einlagensicherung 
(und somit überwiegend von anderen) 
getragen werden, während sie selbst 
die erträge vereinnahmen. Den Be-
nefits der einlagensicherung in Form 
von höherem Anlegerschutz und ge-
ringerer Wahrscheinlichkeit von Bank 
runs stehen damit zusätzliche Belas-
tungen in Form von Moral Hazard 
gegenüber.

*) Josef Christl (Macro-Consult) 
ist Autor der Studie „Zur Rolle des 
Selbstbehalts im Rahmen des  
Europäischen Einlagensicherungs-
systems“.

Braucht Einleger kein 
Sensorium für  
Risiken mehr? 
Studie zum Selbstbehalt  
im europäischen Einlagensystem

Josef Christl: „Für die Bank, 
bei der man einlegt,  
sollte man sich  
interessieren.”
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Franz Brenner*

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für 
Unternehmen liegt in der effizien-
ten Nutzung von Informationen. Die 
Sparkassengruppe stellt sich gemein-
sam mit weiteren österreichischen 
Kreditinstituten dieser Herausforde-
rung und liefert punktgenau aufbe-
reitete Bonitätsinformationen aus der 
Auswertung des Jahresabschlusses 
und aktueller Branchenkennzahlen. 

Ausgangsbasis dieser serviceleis-
tung ist die in jeder Bank bestehende 
Bilanzauswertung, bei der gemäß ge-
setzlichen Verpflichtungen die Jah-
resabschlussdaten der Kreditnehmer 
nach betriebs- bzw. kreditwirtschaft-
lichen Aspekten ausgewertet und bei 
der Beurteilung der Bonität des Kre-
ditnehmers im rahmen des von je-
dem institut zu führenden risikoma-
nagements berücksichtigt werden.
Bis jetzt wurden die überwiegend in 
Papierform bei den Kreditinstituten 
einlangenden Bilanzdaten nach in-
stitutsspezifischen Auswertungsre-
geln manuell bearbeitet und in die 
Auswertungssysteme „eingetippt“, 
um die Daten elektronisch verfügbar 
zu haben. ein ineffizienter Vorgang 
angesichts des Umstands, dass die-
se Unterlagen in den meisten Fällen 
beim Wirtschaftstreuhänder elektro-
nisch verfügbar sind und eigentlich 
nur „auf die reise geschickt“ werden 
müssten.

Neue partnerschaftliche 
Zusammenarbeit
in diesem sinne wurde unter Feder-
führung der sparkassengruppe ein 
neues elektronisches system zur ge-
sicherten Übertragung von Bilanz-
daten aller Art (eBt – elektroni-

Bonitätsanalyse auf 
elektronisch
Punktgenaue Analyse der Jahresabschlüsse

sParkassEn nEws

Erste Bank als beste „Private Bank“ ausgezeichnet
Das britische Finanzmagazin „euromoney“ hat die erste Bank Oester-
reich zum zweiten Mal in Folge als beste Bank im Bereich Private Ban-
king in Österreich ausgezeichnet. Das Besondere an der Auszeichnung: 
sie basiert schwerpunktmäßig auf einer Umfrage innerhalb der Branche. 
Das bedeutet, dass nicht eine Jury, sondern Branchenexperten selbst die 
einzelnen Banken bewerten. in tschechien konnte die  česká spořitelna, 
tochter der erste Group, überzeugen – sie wurde ebenfalls für das beste 
Private Banking ausgezeichnet. 

Sparen im Mittelpunkt eines 
Aschermittwochgesprächs 
Das in Koopera-
tion von sparkas-
se OÖ, industri-
ellenvereinigung 
OÖ und Johan-
nes Kepler Uni-
versität  geführ-
te 9. Aschermitt-
wochgespräch 
stand ganz im 
Zeichen des 
sparens. Gene-
raldirektor Mar-
kus limberger lud 
zum traditionellen 
Gespräch in die Zentrale der sparkasse OÖ an der linzer Promenade. Mit 
der thematik „sparen – die goldene Mitte zwischen Geiz und Verschwen-
dung“ setzten sich Prof. Friedrich schneider von der Johannes Kepler Uni-
versität, sozialethiker severin renoldner von der Diözese linz und erich 
Wiesner, Vizepräsident industriellenvereinigung OÖ, intensiv auseinander. 

52 „Mühlviertel-Millionen“
Die Finanzierungsinitiative „Mühlviertel-Millionen“ geht in das drit-
te Jahr. Die sparkasse Mühlviertel-West hat im Jahr 2010 versprochen, 
50 Mio. euro in Form von Krediten in die gewerbliche  Wirtschaft und 
in den Konsum fließen zu lassen. „52,2 Mio. euro sind es schlussendlich 
geworden“, gab Vorstandsvorsitzender Klaus Klopf bekannt.

Sparkasse fördert Wirtschaftsausbildung  

ein Wirtschaftstraining der besonderen Art erhielten angehende Matu-
ranten der Handelsakademie Wörgl. Bei dem im sparkassensaal in Wörgl 
veranstalteten volkswirtschaftlichen Planspiel ecO-Mania schlüpften 
die schüler in die rollen von entscheidungsträgern wie Bundeskanzler, 
Gewerkschafter und Unternehmervertreter. „im sinne von ,miteinander 
statt gegeneinander‘ erfahren die teilnehmer, dass sie nur gemeinsam 
gewinnen können“, unterstreicht Managementberater stefan Föger, der 
das spiel entwickelt hat, den didaktischen Ansatz.

scher Bilanztransfer) auf die Beine 
gestellt, das von immer mehr öster-
reichischen Banken und Wirtschafts-
treuhändern angewendet wird. ent-
wickelt wurde dieses system ge-
meinsam mit Vertretern der Kam-
mer der Wirtschaftstreuhänder und 
den maßgeblichen Anbietern von Bi-
lanzierungssoftware. somit ist eine 
einfache und vielen Wirtschaftstreu-
händern ohnedies schon vertrau-
te Anwendung geschaffen worden. 
systemträger ist die OeKB-Österrei-
chische Kontrollbank, die bei allen 
Beteiligten Vertrauen genießt und ge-
wohnt ist, sicheres Datenhandling zu 
gewährleisten.  
teilnehmende Kreditinstitute 
sind: erste Bank und alle sparkas-
sen; Bank Austria und weite teile 
von raiffeisen; AWs-Austria Wirt-
schaftsservice. Mit der Umsetzung 
beschäftigt sich derzeit auch die 
Volksbankengruppe.

So funktioniert es
Mit der Zustimmung des Klienten 
verschickt der Wirtschaftstreuhänder 
die Bilanzunterlagen nicht mehr in 
Papierform, sondern elektronisch an 
die berechtigten Banken. nach er-
folgter Auswertung werden die je-
weiligen Bonitätsinformationen und 

aktuellen Branchenkennzahlen elek-
tronisch an den Wirtschaftstreuhän-
der retourniert.

erstmals erhält der Wirtschaftstreu-
händer bei elektronischer Anliefe-
rung der Bilanzdaten eine inhaltlich 
interessante rückmeldung mit Bo-
nitätsinformationen und aktuellen 
Branchenkennzahlen. so werden die 
interessenten über die jeweils unter-
schiedliche sichtweise der finanzie-
renden Banken informiert und kön-
nen im gemeinsamen Gespräch mit 
den Klienten Potentiale zur Verbes-
serung der Wirtschaftlichkeit bzw. 
des Basel-ratings weit besser als 
bisher erarbeiten. 
Die einheitliche Vorgangsweise al-
ler beteiligten Banken macht die An-
wendung sehr einfach: Die meisten 
Wirtschaftstreuhänder verfügen mit 
hoher Wahrscheinlichkeit über die 
notwendigen technischen Vorausset-
zungen. Dazu kommen noch direkte 
und indirekte einsparungseffekte im 
Verwaltungsbereich und die auf die 
allgemeinen Auftragsbedingungen 
reduzierte Haftung. 

*) Franz Brenner ist Leiter der Abtei-
lung Bilanzauswertung in der Erste 
Bank Oesterreich.

raldirektor Mar-
kus limberger lud 

Erich Wiesner, Generaldirektor Markus Limberger, Univ.-
Prof. Friedrich Schneider und Severin Renoldner beim 
Aschermittwochgespräch in der Sparkasse Oberösterreich.

Die Vorstandsmitglieder Ignaz Kopf und Klaus Klopf, der Obmann der 
Wirtschaftskammer Rohrbach, Herbert Mairhofer, und der Obmann der 
Wirtschaftskammer Urfahr-Umgebung, Reinhard Stadler

Die 
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und Schüler 
der HAK Wörgl 
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Lehrern und 
ECO-Mania-
Erfinder Stefan 
Föger (r. hinten).
Foto: hn media/Nageler
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Das anhaltend risikoorientierte An-
legerverhalten in Österreich hat den 
Bausparkassen abermals ein rekord-
jahr beschert. 2010 wurden mehr als 
1 Million Bausparverträge  neu ab-
geschlossen und dieser sparform die 
höchsten Beliebtheitswerte im Ver-
anlagungsportfolio zuerkannt. Jo-
sef schmidinger, Generaldirektor der 
s Bausparkasse, konnte bei der Bi-
lanzpressekonferenz seines Hauses 
auch einen eigenen rekord verbu-
chen: „Wir haben als Marktführer mit 
346.370 neuen Verträgen nicht nur ei-
nen Zuwachs von 4,8 Prozent gegen-
über 2009, sondern damit auch die 
höchste Zahl erreicht, die je eine Bau-
sparkasse in unserem land in einem 
Jahr abgeschlossen hat.“ Mit 6.090 
Mio. euro hat sein institut die 6-Mil-
liarden-Grenze bei den Bauspareinla-
gen übersprungen.

Keine rekordwerte gibt es auf der 
Ausleihungsseite zu vermelden, was 
sicher eine reaktion auf die derzeiti-
ge Zurückhaltung beim neubau ist. 
Der hohe Marktanteil von über 37 

s Bausparkasse meldet Rekorde
Thermische Sanierung soll Darlehensgeschäft ankurbeln

Prozent konnte zwar gehalten wer-
den, der Ausleihungsstand ging aber 
um rund 2 Prozent auf 6,672 Mio. 
euro zurück. Die s Bausparkasse 
hofft deshalb, dass die neue Förde-
rungsaktion für die thermische sa-
nierung das Darlehensgeschäft an-
kurbeln wird. speziell für renovie-
rungs- und sanierungsmaßnahmen 
bietet das institut einen besonders 
günstigen Aktionszinssatz und bis 
zum 30. Juni einmalig einen Zinsen-
zuschuss an. 

Vor allem soll dieser sanierungs-
scheck aber laut schmidinger „den 

stetig steigenden energiekosten ein-
halt gebieten. Die staatliche Förde-
rung kommt direkt der österreichi-
schen Wirtschaft zugute, schafft und 
sichert Arbeitsplätze im inland und 
leistet einen wesentlichen Beitrag 
zur cO2-reduktion.“ 
Aufgrund der erfahrungen aus dem 
Jahr 2009 rechnet er damit, dass die 
Förderungsmittel noch im Mai aus-
geschöpft sein werden. er verweist 
aber darauf, dass bis 2014 jährlich 
70 Mio. euro für private und 30 
Mio. euro für die betriebliche sa-
nierung zur Verfügung stehen wer-
den. -apy-

Generaldirektor Josef 
Schmidinger nach der 
Bilanzpressekonferenz 
mit Sparkassenzeitungs-
Kommentatorin Christine 
Domforth
Foto: s Bausparkasse

Daten für 
Rückmeldung

Umsetzung in
BilanzauswertungGesicherte 

Datenübermittlung

Anbindung an
Bilanzierungssoftware

Erhält Rückmeldung mit 
Bonitätsinformation und 
Branchenvergleich
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Milan Frühbauer

Die Präsentation der außerordent-
lich erfreulichen Ergebnisse der Ers-
te Group für das Jahr 2010 nutz-
te Vorstandsvorsitzender Andreas 
Treichl auch für einige strategische 
Positionierungen. „Das Schlimmste 
liegt hinter uns“, meinte er und be-
tonte das Erreichen zweier wichtiger 
Ziele bei Überwindung der Krise: 
Die Verbesserung der Loan-to-De-
posit-Ratio als Folge weiterhin stei-
gender Kundeneinlagen und die Un-
abhängigkeit vom Interbankenmarkt.

Der rückgang bei den risikovorsor-
gen signalisiert die Verbesserung der 
rahmenbedingungen in den einzel-
nen ländern. Die deutlich gestiege-
ne eigenmittelausstattung dokumen-
tiert die ertragskraft und die rich-
tigkeit des Geschäftsmodells. „Wir 
leben zwar weiterhin in einer un-
sicheren Welt, aber wir fühlen uns 
auch in einem krisenreichen Umfeld 
stark, weil wir von den cee-Märk-
ten weiterhin profitieren werden“, so 
treichls klares Bekenntnis zum en-
gagement der Gruppe in Zentral- und 
südosteuropa.
„Das Geschäftsumfeld in Zentral- 
und Osteuropa war geprägt durch die 
rückkehr des Wirtschaftswachstums 
in nahezu allen Kernmärkten der 
erste Group. Dazu kam, dass der ge-
ringere Verschuldungsgrad der cee-
länder im Vergleich zu West- und 
südeuropa Beachtung gefunden hat. 
Bisher basierte die wirtschaftliche 
erholung in unserer region nahezu 
ausschließlich auf den exporten. Wir 
sind jedoch überzeugt, dass die fle-
xiblen Wirtschaftsstrukturen in cee 
die Belebung des Privatkonsums 
2011 im heurigen Jahr unterstützen 
und auch zum weiteren Wachstum 
der erste Group beitragen werden“, 
skizzierte treichl die Ausgangssitu-
ation.

Sinkende Risikovorsorge 
verbessert Profitabilität
Für alle Märkte der erste Group in 
Zentral- und Osteuropa wird 2011 
ein leichtes Wachstum prognosti-
ziert. tschechien und die slowakei 
werden dabei auf ihrer soliden ent-
wicklung im Jahr 2010 aufbauen 
können. rumänien hingegen sollte 
im Jahr 2011 die rezession über-
winden, wobei mit spürbaren Wirt-

schaftswachstum nicht vor der zwei-
ten Jahreshälfte gerechnet werden 
kann, so die einschätzung der ex-
perten.
Ungarn wiederum sollte von be-
schleunigtem Wirtschaftswachstum 
profitieren, startet allerdings von ei-
nem vergleichsweise niedrigen ni-
veau. Dennoch sind in beiden län-
dern auch 2011 höhere risikokosten 
zu erwarten.
Die besseren makroökonomischen 
Fundamentaldaten sollten auf Grup-
penebene zu sukzessiv sinkenden 
risikokosten und zur weiteren Ver-

besserung der Profitabilität führen. 
letztere sollte durch ein anhaltend 
robustes Betriebsergebnis, basierend 
auf einem mittleren einstelligen Kre-
ditwachstum, relativ stabilen Margen 
und striktem Kostenmanagement, 
unterstützt werden. 

Steigende Gewinne 
stärken Kapitalbasis
Die erste Group erwirtschaftete 
2010 ein rekord-Betriebsergebnis 
von 3.987,9 Mio. euro (+5,7 Pro-
zent gegenüber 2009). Der positive 
trend beim Zins- und Provisions-
überschuss machte den rückgang im 
Handelsergebnis mehr als wett. Vor 
allem der Provisionsüberschuss ver-
zeichnete 2010 mit einer steigerung 
von 9,2 Prozent auf 1.936,0 Mio. 
euro ein starkes Wachstum.
Die risikokosten sanken 2010 um 
1,2 Prozent auf etwas mehr als 2 
Mrd. euro. Obwohl der Zuwachs der 
notleidenden Kredite (nPl) im Ver-
gleich zum Vorjahr deutlich schwä-

cher war, erhöhte sich die nPl-Quo-
te, gemessen an den Kundenkrediten 
2010 von 6,6 Prozent auf 7,6 Pro-
zent. im Vergleich zum Vorquartal 
blieb die nPl-Quote erstmals seit 
dem zweiten Quartal 2008 stabil. Die 
nPl-Deckungsquote (Deckung not-
leidender Forderungen durch risiko-
vorsorgen) verbesserte sich auf 60,0 
Prozent (31. Dezember 2009: 57,2 
Prozent).

Der Jahresüberschuss nach steuern 
und Minderheiten stieg im Jahr 2010 
um 12,4 Prozent auf 1.015,4 Mio. 

euro, obwohl etwa die Bankensteuer 
in Ungarn das ergebnis mit knapp 50 
Mio. euro vor steuern belastete.
Die Kapitalbasis der erste Group 
wurde vor allem durch die steigen-
den Gewinne weiter gestärkt: Das 
eigenkapital stieg im Vergleich zum 
Jahresende 2009 um 6,9 Prozent auf 
13,6 Mrd. euro. Parallel zum stag-
nierenden Kreditwachstum fielen die 
gesamten risikogewichteten Aktiva 
von 123,9 Mrd. euro zum Jahresen-
de 2009 auf 119,8 Mrd. euro. Dem-
entsprechend erhöhte sich die tier-
1-Quote (bezogen auf das Gesamt-
risiko) auf 10,2 Prozent (ende 2009: 
9,2 Prozent). Die enger definierte 
core-tier-1-Quote (bezogen auf das 
Gesamtrisiko) verbesserte sich eben-
falls deutlich von 8,3 Prozent auf 9,2 
Prozent.
Auf Basis der guten ertragslage 
wird der Vorstand der erste Group 
der Hauptversammlung am 12. Mai 
2011 wiederum eine Dividende von 
0,65 euro vorschlagen.

„Wir werden weiter von 
CEE-Märkten profitieren“
Erste Group mit höchstem Nettogewinn seit 2007 
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Warnsignal 
aus Frankfurt
EZB wird Zinsen erhöhen

Die Zeiten des billigen Geldes 
gehen zu ende. Offen ist nur, ob 
eZB-chef Jean-claude trichet die 
leitzinsen bereits Anfang April 
erhöht oder wegen der kritischen 
lage in Japan noch etwas zuwar-
tet. in einigen Bereichen hat der 
Zinstrend bereits vor geraumer Zeit 
nach oben gedreht, bald könnten 
die Zinssätze auf breiter Front stei-
gen. Vordergründig reagieren die 
Frankfurter Währungshüter mit 
dem Anziehen der Zinszügel auf 
die deutlich gestiegenen inflations-
raten, im Besonderen auf die nach 
oben schießenden rohstoff- und 
Ölpreise. Vor allem aber signalisiert 
die eZB damit, dass sie nicht auf 
Dauer als Krisenfeuerwehr fungie-
ren will, und erhöht den Druck auf 
die Politiker der eU bzw. der euro-
zone, bei der lösung der schul-
denkrise endlich nägel mit Köpfen 
zu machen. Mit dem Ankauf von 
staatsanleihen maroder euro-län-
der und ähnlichen Aktionen hat die 
eZB während der Finanzkrise eini-
ge ihrer bislang ehernen Prinzipien 
über Bord geworfen. Jetzt, da seine 
Amtszeit zu ende geht, will eZB-
chef trichet noch einmal Unab-
hängigkeit demonstrieren, um nicht 
als Weichling in die Annalen der 
eZB einzugehen.

einen leitzinssatz, der für wirt-
schaftlich starke länder eben-
so „passt“ wie für die sorgenkin-
der der euro-Zone, kann es nicht 
geben. nicht zuletzt deshalb strei-
ten die Ökonomen schon jetzt 
über die Auswirkungen der ange-
kündigten Zinserhöhung. Während 
die einen warnen, damit würde die 
Konjunkturerholung abgewürgt und 
die lage in den finanzschwachen 
euro-staaten wie Griechenland, 
spanien oder irland weiter ver-
schärft, halten es andere für durch-
aus angemessen, dass die eZB, 
deren laut statut einziges Ziel die 
Preisstabilität ist, angesichts der 
deutlich gestiegenen inflation jetzt 
handelt. 

Wenn man die mickrigen Zinsen, 
die Kapitalertragsteuer und die 
inflation in rechnung stellt, war 

jedes sparbuch in den vergangenen 
Monaten ein reines Verlustgeschäft, 
auch Anleihen brachten real kaum 
ertrag. Die Anleger murrten also 
zu recht. Deshalb werden sie sich 
natürlich über die steigenden Zin-
sen freuen. Die schuldner müssen 
sich hingegen auf härtere Zeiten 
einstellen. Zwar dürften die Zinsen 
auch in den kommenden Monaten 
nicht extrem nach oben schießen, 
aber Kredite werden mit sicher-
heit teurer. in Österreich wird man 
das schneller verspüren als anders-
wo, ist doch der Anteil der varia-
bel verzinsten Kredite – bei denen 
Änderungen rasch durchschlagen – 
hierzulande höher als in anderen 
ländern der euro-Zone. Wer kann, 
sollte also noch rasch auf einen 
fixen Zinssatz umsteigen.
in der Wirtschaft wird sich nun zei-
gen, welche Firmen die Finanz-
krise gut bewältigt und ihre Wett-
bewerbsfähigkeit verbessert haben. 
Wer diesbezüglich seine „Haus-
aufgaben“ gemacht hat, wird es 
verkraften können, wenn Kredi-
te wieder etwas mehr kosten. Alle 
anderen könnten in nächster Zeit 
zunehmend Probleme bekommen. 
Oder, wie es der Us-Börsen-Mil-
liardär Warren Buffet einmal dras-
tisch formulierte: „erst wenn die 
ebbe kommt, sieht man, wer ohne 
Badehose ins Wasser gegangen ist.“

Wien ist zwar nicht Athen, aber 
auch Österreich steht mit seinen 
staatsfinanzen alles andere als gut 
da. schon im Vorjahr machte die 
Zinsbelastung für die staatsschuld 
satte 7,7 Milliarden euro aus, mehr 
als sich der Bund die Bereiche 
Unterricht, Kunst und Kultur kos-
ten ließ. selbst um die Zinsen für 
die staatsschuld zu begleichen, 
mussten wir zusätzliche Kredite 
aufnehmen (Budgetexperten nen-
nen das einen negativen Primärsal-
do). Wenn nun die Zinsen steigen, 
wird der Druck noch größer. Ob das 
unsere regierung dazu veranlasst, 
die längst überfälligen reformen, 
mit denen man locker Milliarden 
einsparen könnte, endlich anzupa-
cken?    

Christine Domforth

aUsblick

Christine Domforth ist freie Journalistin. 

Härtere 
Zeiten für 
Schuldner

Reformdruck 
wächst

Andreas Treichl bei der Bilanzpressekonferenz: „Das Geschäftsumfeld in Zentral- und Osteuropa war geprägt durch die Rückkehr des 
Wirtschaftswachstums in nahezu allen Kernmärkten der Erste Group.”

s Bausparkasse meldet Rekorde
Thermische Sanierung soll Darlehensgeschäft ankurbeln
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Wie tragfähig ist 
der konjunkturelle Aufschwung?
Unsicherheiten und heterogene Entwicklungen flankieren Weg aus der Krise 

Peter Mooslechner*

Die Sehnsucht nach kräftigem Wirt-
schaftswachstum ist ebenso groß wie 
jene nach gesicherten Daten über 
den mittelfristigen Konjunkturver-
lauf. Doch der Weg aus der Krise zur 
erhofften anhaltenden Wachstumsdy-
namik erweist sich als Pfad mit teil-
weise steinigen Streckenabschnitten.

nach jüngsten Prognosen der eU- 
Kommission und der eZB setzt sich 
der Wirtschaftsaufschwung in euro-
pa 2011 fort. Die eK erwartet nun 
ein Wirtschaftswachstum für den 
euroraum von 1,6 Prozent, die eZB 
geht von einer Bandbreite von 1,3 – 
2,1 Prozent (Midpoint 1,7 Prozent) 
aus. nach dem massiven Konjunktur-
einbruch des Jahres 2009 und einer 
deutlichen Gegenbewegung dazu im 
Jahr 2010 ist die europäische Wirt-
schaft damit auf einen im histori-
schen Vergleich zwar nur moderaten, 
aber kontinuierlichen Wachstums-
pfad eingeschwenkt. Aus der sicht 
der aktuellsten Prognosen dürfte 
sich diese entwicklung auch 2012 
(eZB-Bandbreite 0,8 – 2,8 Prozent; 
Midpoint 1,8 Prozent) in ähnlichem 
tempo fortsetzen.
Getragen werden die nunmehr leicht 
besseren Aussichten einerseits von 
der guten lage der Weltwirtschaft 
und andererseits vom positiven Wirt-
schaftsklima in der eU. Zwar wird 
der Welthandel sein außergewöhn-
lich starkes Wachstum von fast 14 
Prozent im Jahr 2010 nicht mehr er-
reichen, mit Werten von mehr als 8 
Prozent bleibt das expansionstempo 
aber auch in der Folge robust. Paral-
lel dazu sollte sich der Aufschwung 
aber nun auch in europa zunehmend 
auf die inlandsnachfrage stützen.

Geopolitische Turbulenzen als 
Unsicherheitsfaktor
trotz dieser positiven einschätzung 
des internationalen Konjunkturum-
felds bleibt jedoch die Frage, als wie 
tragfähig denn dieser Aufschwung 
angesichts einer reihe ausgeprägter 
Unsicherheiten und eher ungünsti-
ger entwicklungen einzuschätzen ist. 
so blieben etwa die Wachstumsraten 
des euro-raums im zweiten Halb-
jahr 2010 etwas hinter den erwar-
tungen zurück, und der Zukunftsop-
timismus stützt sich mehr auf stim-
mungsindikatoren denn auf „hard 
facts“. Gleichzeitig mahnen geopo-
litische entwicklungen und ausge-
prägte Preisschübe bei rohöl, roh-
stoffen und nahrungsmitteln zur 
Vorsicht. Das alles sind gute Gründe, 
einige Wachstumscharakteristika an-
gesichts der sich verändernden rah-
menbedingungen etwas genauer un-
ter die lupe zu nehmen.

Brüssel gibt zu bedenken, dass ers-
tens die Unsicherheit groß bleibe 
und zweitens die entwicklung län-
derweise sehr unterschiedlich sei. 
Den Unsicherheitsfaktor nummer 1 
stellt derzeit zweifellos der Ölpreis 
dar, dessen Aufwärtstrend durch die 
politischen spannungen in nordafri-

ka zusätzlich verstärkt wurde. Dieser 
Ölpreisanstieg kompensiert mindes-
tens teilweise die von einem besseren 
internationalen Umfeld ausgehenden 
positiven effekte, auch wenn deren 
Wirkung wesentlich von der Dauer 
des Ölpreishochs abhängen wird.

Gingen etwa die Prognosen ende 
2010 noch von einem Anstieg der 
Ölpreise auf rund 90 Us-Dollar bis 
ende 2011 aus, so liegt sich der 
rohölpreis gegenwärtig bei mehr als 
100 Dollar pro Barrel. Auch wenn 
die Futuresmärkte derzeit von keinen 
weiteren substantiellen steigerun-
gen mehr ausgehen, ist also mit ei-
nem mindestens 20 Prozent höheren 
Ölpreisniveau zu rechnen. Grosso 
modo kalkuliert man, dass ein um 10 
Prozent höherer Ölpreis das Wachs-
tum mittelfristig immerhin um rund 
0,25 Prozentpunkte dämpft, gleich-
zeitig steigt die inflationsrate um et-
was weniger als 0,5 Prozentpunkte. 
Zu den permanenten Unsicherhei-
ten des Konjunkturausblicks zäh-
len weiterhin die Folgen der welt-
weiten Finanz- und Wirtschaftskrise 
2008/2009 – von den Problemen ein-
zelner staaten über die Fragilität im 
Finanzsektor bis hin zu notwendigen 
Bilanzanpassungen bei Haushalten 
und Unternehmen – sowie weltwirt-
schaftliche risiken, der Dollarkurs, 
steigende Zinssätze und die sanie-
rungsnotwendigkeiten bei öffentli-
chen Haushalten.

Unüblich heterogene 
Entwicklungen in der EU 
Zu den speziellen Merkmalen der 
gegenwärtigen situation zählt auch 
die ausgeprägte Divergenz der ent-
wicklung in den einzelnen ländern, 
global, innerhalb der eU und im 
euro-raum. Während sich in chi-
na, Ostasien und lateinamerika der 
durch die Krise nur wenig gedämpfte 
Boom nunmehr ungebremst fortzu-
setzen scheint, hinkt europa in sum-
me der weltweiten entwicklung hin-
terher. 

erfreulicherweise zählt Österreich 
zusammen mit Deutschland zur 
schneller wachsenden ländergruppe. 
Gerade die Wachstumsunterschiede 
zu Deutschland und die dafür aus-
schlaggebenden Faktoren verdienen 
jedoch eine etwas genauere Analy-
se. laut statistischem Bundesamt 
ist die deutsche Wirtschaft 2010 um 
3,6 Prozent gewachsen, Österreich – 
nach den jüngst revidierten Daten – 
jedoch „nur“ um 2,1 Prozent. Dem-
gegenüber ist langfristig, seit ein-
führung des euro im Jahr 1999 bis 
zum Jahr 2009, die österreichische 
Wirtschaft im Durchschnitt um 0,9 
Prozentpunkte stärker gewachsen als 
die Wirtschaft in Deutschland. Be-
trachtet man die entwicklung seit 
der einführung des euro 1999 bis 
zum letzten Vorkrisenjahr 2007, so 
hat das österreichische BiP mit ku-
muliert 20,2 Prozent um immerhin 7 
Prozentpunkte mehr zugelegt als das 
deutsche (13,2 Prozent).
in den vergangenen Jahren hat aber 
vor allem das deutsche exportwachs-

tum jenes von Österreich übertrof-
fen. Dieser Unterschied in der ex-
portdynamik blieb auch in der Kri-
se 2008/2009 bestehen und hat sich 
im erholungsjahr 2010 deutlich ver-
stärkt. Aufgrund des höheren An-
teils des österreichischen exportsek-
tors am BiP haben aber trotzdem die 
exporte in Österreich stärker zum 
Wirtschaftswachstum beigetragen. 
in summe konnte Österreich auch 
2008/2009 das Wachstumsdifferen-
tial gegenüber Deutschland aufrecht-
erhalten, lediglich 2010 kehrte sich 
dieses Verhältnis um.

Auf dem Arbeitsmarkt weist Öster-
reich übrigens seit 1999 durchge-
hend eine merklich niedrigere Ar-
beitslosenquote als Deutschland aus. 
Während diese in Österreich zwi-
schen Dezember 2009 und Dezem-
ber 2010 jedoch von 4,6 auf 5,0 Pro-
zent gestiegen ist, ist sie in Deutsch-
land im selben Zeitraum von 7,4 auf 
6,6 Prozent zurückgegangen.

Inflation als neue Herausforderung
einen zentralen – derzeit aber noch 
schwer einschätzbaren – Unsicher-
heitsfaktor stellt die inflation dar. 
einerseits wird dadurch die real-
einkommensentwicklung gedämpft, 
andererseits führt diese entwick-

lung dazu, dass die bisher auf Kon-
junkturbelebung ausgerichtete Wirt-
schaftspolitik einen zumindest etwas 
weniger stark expansiven Kurs ein-
schlagen wird. Die inflationsprogno-
se der Kommission für 2011 wurde 
gegenüber Herbst nach oben korri-
giert, statt 1,8 Prozent wird sie nun 
für die eurozone auf 2,2 Prozent ge-
schätzt (eZB 2,0 – 2,6 Prozent; Mid-
point 2,3 Prozent). neben steuerer-
höhungen in einigen ländern sind 
die rohstoffpreise die Hauptursache 
für diese entwicklung. Dabei wurde 
der Anstieg der rohstoffpreise durch 
die Abwertung des euro gegen Jah-
resende 2010 noch verstärkt. 

in Österreich erhöhte sich die HV-
Pi-inflationsrate (harmonisierte Ver-
braucherindexzahlen) im Jänner 
2011 auf 2,5 Prozent (Dezember: 2,2 
Prozent; november: 1,8 Prozent) im 
Vergleich zum Vorjahr. Dies ist der 
höchste Wert seit Oktober 2008. Der 
Anstieg wurde überwiegend von ei-
nem deutlichen Preisschub bei Mi-
neralölprodukten (treibstoffen) ver-
ursacht. Die Kerninflation (HVPi-in-
flationsrate ohne energie und unver-
arbeitete nahrungsmittel) beschleu-
nigte sich demgegenüber nur gering-
fügig auf 1,6 Prozent (Dezember: 1,5 
Prozent; november: 1,4 Prozent).

Tiefe Krise – 
langwieriger Erholungspfad 
Während in der Vergangenheit das 
Wachstum in Deutschland durch die 
Wiedervereinigung gebremst wurde, 
konnte die österreichische Wirtschaft 
die Ostöffnung nutzen und erlebte 
auch mit dem eU-Beitritt einen Pro-
duktivitätsschub. nach dem Auslau-
fen dieser strukturellen effekte ist 
für die Zukunft von einer Abschwä-
chung der Wachstumsunterschiede 
auszugehen. ein Vergleich der ak-
tuellen Prognosen für Deutschland 
und Österreich lässt erwarten, dass 
der deutliche Wachstumsvorsprung 
Deutschlands gegenüber Österreich 
im vergangenen Jahr eine Ausnah-
me bleiben wird. Bereits für das Jahr 
2011 wird eine Angleichung der 
Wachstumsdynamik prognostiziert.

Die aktuellen Vertrauensindikatoren 
lassen  eine weiterhin robuste Wirt-
schaftsentwicklung in Österreich er-
warten. Der deutsche ifo-Geschäfts-
klimaindex – ein für Österreich aus-
sagekräftiges Messinstrument – ver-
besserte sich zum vierten Mal in 
Folge und erreichte den rekordwert 
von nunmehr 111,2 Punkten. ebenso 
ist das iV-Konjunkturbarometer im 
vierten Quartal 2010 neuerlich klar 
gestiegen, hervorgerufen durch eine 
Verbesserung des indikators für die 
Geschäftslage in 6 Monaten. Alles in 
allem sind das durchaus erfreuliche 
Hinweise auf eine moderate Wachs-
tumsdynamik, selbst unter eher un-
günstiger werdenden rahmenbedin-
gungen. Gleichzeitig darf aber nicht 
vergessen werden, dass ein guter teil 
der Bewältigung einer Krise noch 
vor uns liegt, die eben tiefer war als 
alle Krisen der letzten Jahrzehnte.

* Peter Mooslechner ist Direktor der 
Hauptabteilung Volkswirtschaft der 
Oesterreichischen Nationalbank.

Realwirtschaftliche 
Effekte

Vergleich mit früheren 
Wirtschaftskrisen

Markante Länderunterschiede 
im Weg aus der Krise
Während eine Gruppe von ländern des euro-raums – von der slowakei 
über Deutschland und Frankreich bis zu den niederlanden – im Verlauf 
des Jahres 2011 wieder das niveau des realen BiP von Jahresbeginn 2008 
erreicht haben wird, geht die erholung in einer zweiten Gruppe von län-
dern – von Griechenland bis irland – deutlich langsamer voran. 

nahezu alle länder in dieser zweiten ländergruppe werden auch ende 
2013 (!) das Vorkrisenniveau des BiP noch nicht wieder erreicht haben.

Quelle: EZB(MEP)

Niveau des realen BIP

Quelle: Eustat
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„Wir denken in Brüssel 
strikt sektorneutral“
Interview mit dem Leiter des Direktorates Finanzinstitutionen der 
EU-Kommission, Elemer Tertak

Sparkassenzeitung: Wie ist Ihre ak-
tuelle Einschätzung der Folgen der 
Finanzmarktkrise? Haben wir die 
Finanzkrise wirklich überwunden?
tertak: Ganz ausgestanden ist die Kri-
se wohl noch nicht, wir müssen da-
her vorsichtig bleiben. es hat sich 
vieles ins Positive verändert, aber 
viele staaten haben noch mit mas-
siven Budgetproblemen zu kämp-
fen und z. B. auch die tragischen 
ereignisse in Japan werden sicher 
einfluss auf den Weltmarkt haben. 
es gibt eben immer wieder exter-
ne entwicklungen, die sich negativ 
auf die Kapitalmärkte auswirken 
können.

Könnten die Ereignisse in Japan 
Auswirkungen auf die bevorste-
hende Entscheidung der EZB zu 
einer Zinserhöhung haben?
Der eZB-rat wird nebst der Be-
rücksichtigung der üblichen ma-
kroökonomischen Faktoren sicher-
lich die entwicklung sowohl in Ja-
pan als auch in nordafrika in seine 
entscheidung einfließen lassen. es 
wird bestimmt keine leichte entschei-
dung sein.

Vor zwei Jahren war man sich noch 
über eine Verschärfung der Regula-
torien für die Kapitalmärkte einig. 
Doch nach Ansicht vieler Experten 
ist nicht viel passiert. Inzwischen 
kann man den Eindruck gewinnen, 
das „Business as usual“ setzt sich 
wieder durch.
es hat sich vieles in der internationa-
len Bankenwirtschaft geändert. so ist 
z. B. der Marktanteil der geretteten 
bzw. verstaatlichten Banken größer 
geworden. Auch die Verbriefung hat 
bei weitem nicht das niveau der Zeit 
vor der Krise erreicht, und die Ver-
gabe von Krediten erfolgt aufgrund 
wesentlich strengerer Prüfung. noch 
ist es nicht in Kraft, aber Basel iii 
hat sich da schon bemerkbar gemacht. 
Die leute sind vorsichtiger gewor-
den, sowohl beim Anlegen, als auch 
bei der Kreditaufnahme. Man sagt 
zwar, dass das Gedächtnis auf den 
Finanzmärkten sehr kurz ist, aber so 
kurz ist es wiederum nicht, dass man 
sich der Probleme der Jahre 2008 und 
2009 nicht mehr bewusst wäre. Die 
Panikstimmung ist zwar schon vor-
über, aber es wird sicher nie mehr so 
sein, wie es vor 2008 war.

Die Absicht, die internationalen 
Ratingagenturen durch eigene EU-
Agentur zu ersetzen, scheint nicht 
mehr aktuell zu sein.
Die Anforderungen an die rating-
agenturen haben sich verändert, die 
eU-Kommission hat hier neue regeln 
aufgestellt. Man verlässt sich nicht 
mehr ausschließlich auf diese Agen-
turen, weil man erkannt hat, dass ihre 
Aussagen nur Hilfsmittel sind, die 
keineswegs die Bonitätsprüfung im 
einzelfall ersetzen können. es ist etwa 
wie bei einem Flugzeug, das zwar fast 
durchwegs vom Autopiloten geflogen 
wird – in entscheidenden Phasen ist 

aber das persönliche eingreifen des 
Piloten notwendig. Und es sei noch 
bemerkt, dass wenn die neuen re-
gelungen keine Verbesserung in der 
Praxis bringen, besonders betreffend 
Wettbewerb oder Bonitätsbewertung 
von staatsanleihen, sie erneut auf den 
Prüfstand gesetzt werden.

Das Urteil einer Rating-Agentur 
kann also die Bonitätseinschätzung 
pro futuro nicht ersetzen?
nein, weil die Banken selbst das ri-
siko bewerten und vor allem in die 
Zukunft denken müssen. Die Agen-
turen hingegen schauen großteils zu-
rück, und man kann nur bedingt aus 
vergangenheitsbezogenen entwick-
lungen schlüsse für die Zukunft zie-
hen. eine Bank muss für eine Kre-
ditvergabe neben der Vergangenheit 
auch viele andere Aspekte einbezie-
hen, z. B. die Zukunftsaussichten der 
Branche oder mögliche Alternativen 
zum jeweiligen Produkt. Gerade die 
sich rasch wandelnde technik hat ge-
zeigt, wie schnell in der Vergangen-
heit Produkte mit beträchtlicher Um-
satzsteigerung plötzlich vom Markt 
verschwunden sind. Das muss man 
bei der Kreditentscheidung natürlich 
berücksichtigen.

Stimmt es, dass man in Brüssel die 
dezentralen Sektoren wieder etwas 
kritischer sieht als die straff organi-
sierten Kommerzbanken?
Wir denken in Brüssel sektorenneu-
tral. Jeder sektor hat eigene Wesens-
züge, die wir prüfen und beurteilen 
müssen. Jeder Wesenszug muss auf 
das eU-regelwerk hin untersucht 
werden, und das ergibt in summe 
ein Urteil über die sektoren. Die eU 
fällt kein globales Urteil über be-
stimmte sektoren, sondern prüft, ob 
ein sektor den definierten Belastun-
gen standhalten kann. Wenn nun eine 
bestimmte struktur einem stresstest 
nicht standhält, so wird eine Verbes-
serung verlangt. es gibt künftig 14 
Prinzipien für die Anerkennung einer 

Bilanzposition als Kernkapital, nach 
denen diese beurteilt wird. Dabei ist 
es vollkommen egal, ob es sich um 
eine sparkasse, eine Volksbank oder 
sonst ein institut handelt. Wichtig ist, 
ob diese Anforderungen voll erfüllt 
werden.

Es gibt zwei Varianten der Ban-
kensteuer in Europa. Die eine Va-
riante sieht ein Ansparen in Risi-
kofonds vor, hat also den Charak-
ter einer Vorsorge zur Vermeidung 
weiterer Finanzkrisen, die andere 
dient schlicht und einfach der Bud-
getkonsolidierung. Wir haben uns 
in Österreich für die zweite Variante 
entschieden. Ist das sinnvoll?
Wir brauchen ein Finanzsystem, in 
dem in der Zukunft die von einer Kri-
se verursachte Kosten von dem sektor 
selbst getragen werden. Daher soll-
ten die Banken aufgefordert werden, 
zu einem Fonds Beiträge zu leisten, 
der in glaubwürdiger Weise die even-
tuellen Bankenpleiten abfängt und 
dadurch den schutz der finanziellen 
stabilität gewährleistet sowie wei-
tere Folgeschäden verhindert. Aber 
dies wäre auf keinen Fall ein ret-
tungsfonds. Die eU-Kommission hat 
klargestellt, dass sie diese Variante – 
etwa in der Form, wie sie in schwe-
den schon existiert – vorzieht. Viele 
Mitgliedsstaaten haben allerdings die 
zweite Variante gewählt, da die lage 
der eigenen staatsfinanzen dies erfor-
derte, und das wurde von der Kom-
mission gebührend verstanden. Und 
zuletzt gestatten sie mir auch noch 
kurz die initiative von erhebung ei-
ner steuer auf Finanzmarkttransakti-
onen erwähnen, die auch von Kom-
missar Barnier unterstützt wird, falls 
sie weltweit eingeführt und angewen-
det wird.

Das Interview führten Milan 
Frühbauer und Alfred Paleczny

sParkassEn nEws

Unterstützung für Vinzenzgemeinschaften

Die tiroler sparkasse unterstützt ab sofort die Vinzenzgemeinschaften in 
tirol. Mit 15.000 euro pro Jahr – vorerst begrenzt auf drei Jahre – wird 
ein eigens eingerichteter sparkassen-Unterstützungsfonds gespeist, aus 
dem der Zentralrat der Vinzenzgemeinschaften spendengelder als unbü-
rokratische soforthilfe für Menschen in not vergibt.
Die Mittel werden einerseits direkt für kurzfristige finanzielle Unterstüt-
zungen und Überbrückungshilfen eingesetzt, andererseits werden speziel-
le Projekte wie etwa die Kleinschuldnerberatung mitfinanziert.

Auszeichnung für betriebliche 
Gesundheitsförderung 

Gesundheitsminister Alois stöger übergab in Graz die Gütesiegel an 14 
steirische Unternehmen, darunter die steiermärkische sparkasse. Das 
Österreichische netzwerk für Betriebliche Gesundheitsförderung ist offi-
zieller Partner des europäischen netzwerks für Gesundheitsförderung am 
Arbeitsplatz und vergibt seit 2005 das „Gütesiegel Betriebliche Gesund-
heitsförderung“. Die Vergabe erfolgt an qualitätsgeprüfte Unternehmen, 
die den Mitarbeitern Gesundheitsförderung anbieten und alle dafür not-
wendigen Kriterien erfüllt haben. 

Jugendliche schnuppern Sparkassenluft

etwa 80 Pflichtschulabgänger bewarben sich heuer bis ende Jänner für 
eine lehre als Bankkauffrau bzw. Bankkaufmann in der Dornbirner spar-
kasse. 17 davon durften am bereits traditionellen lehrlings-schnupper-
tag teilnehmen. Die Jugendlichen erfuhren, wie eine Bank funktioniert, 
welche Berufe dort ausgeübt werden und natürlich, wie die lehre genau 
abläuft.

Sieger beim Weltspartag-
Gewinnspiel  

Beim Weltspartag 2010 gab es neun 
dreitägige Familienurlaube mit Halb-
pension in Kärnten inklusive der Kärn-
ten-card zu gewinnen. einen dieser 
Preise bekam die tirolerin stephanie 
eccher (auf dem Foto mit ihren beiden 
Kindern) von der Kundenbetreuerin 
lisa-Maria Kofler von der sparkasse 
schwaz überreicht.

Die Tispa-
Vorstände 
Wolfgang 
Hechenberger 
und Karl 
Obernosterer mit 
dem Präsidenten 
der Vinzenz-
gemeinschaften 
Tirol, Christoph 
Wötzer (Mitte).

Susanne 
Haubenwallner, 
Johann 
Mehrl, Maria 
Wonisch (alle 
Steiermärkische 
Sparkasse) und 
Gesundheits-
minister Alois 
Stöger.

Die Teilnehmer des Lehrlingsschnuppertages 2011 mit Lehrlingsausbildnerin Christine 
Wohlmuth.
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EU-Kommission, Elemer Tertak

tuelle Einschätzung der Folgen der 
Finanzmarktkrise? Haben wir die 

tertak: Ganz ausgestanden ist die Kri-
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Elemer Tertak: „Die 
Anforderungen an die 
Ratingagenturen haben 
sich verändert, die 
EU-Kommission hat hier 
neue Regeln aufgestellt.“
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2011 AcHterbahn

Das Abliefern von Plagiaten in wis-
senschaftlichen Arbeiten hat jüngst 
einen deutschen Minister den Job ge-
kostet. Die Diskussion ist bald auch 
auf Österreich übergesprungen. 
Hierzulande soll es bald noch stren-
ger zugehen: Auch dem hemmungs-
losen Verwenden von Formulierun-
gen, die nicht vom Autor oder Spre-
cher selbst stammen, soll es in den 
Medien, in der Politik und im Alltag 
jetzt an den Kragen gehen. 
Achterbahn sprach darüber mit dem 
Vorsitzenden der neu geschaffenen 
Behörde – Austria Plagiat Controll 
(APC) –, Lektoratsdirektor Prof. 
Suchbert Gugerl, der jahrelang sehr 
erfolgreich in der Decodierungsab-
teilung des Heeresnachrichtendiens-
tes tätig war.
 
Achterbahn: Warum braucht es für 
das Aufspüren von Plagiaten und 
nicht zitierten Formulierungen in 
Österreich wieder eine Behörde?
Gugerl: Weil es gerade im öffentli-
chen leben auf diesem Gebiet einen 
hohen Grad an Missbrauch und For-
mulierungen aus dem Graubereich 
der Plagiatsforschung gibt.

Was werden die Hauptstoßrichtun-
gen Ihrer künftigen Arbeit sein?
Die Arbeit ist voll angelaufen: Die 
APc bereitet im Auftrag des Bun-
despressedienstes eine Minister-
ratsvorlage für ein Bundeszitatege-
setz vor. Darin wird beispielsweise 
verankert, dass jeder Minister oder 
staatssekretär bei einem öffentlichen 
Auftritt, der etwa mit einer rede 
verbunden ist, einleitend gleich den 
Ghost Writer seiner stellungnahme 
zu nennen hat. 

Wie hat man sich das vorzustellen?
nun, der  landwirtschaftsminister er-
öffnet etwa die Welser Messe und gibt 
gleich nach der Begrüßungsformel je-
nen Mitarbeiter aus seinem Kabinett 
bekannt, der diese rede geschrieben 
hat. Wurde der redetext gar von ei-
ner beratenden Pr-Agentur erstellt, 
dann hat er gleichzeitig die Kosten 
dieses Auftrags bei redebeginn an-
zuführen. Das ist eine alte Forderung 
von „ Global Wording transparency“, 
einer weltweit agierenden nGO. Die-
se hat ja in ihrem Jahresbericht 2010 
zu recht darauf verwiesen, dass Ös-
terreich derzeit zu den ländern mit 
der höchsten intransparenten Geister-
schreiber-Quote unter den industrie- 
staaten zählt. Dieses Material hat uns 
der Abgeordnete Pilz zur Verfügung 
gestellt, nachdem er es auf seiner 
Homepage veröffentlicht hatte. Doch 
keiner kennt die textzulieferer beim 
namen. Österreich liegt folglich beim 
Wording-tranparency-index zwi-
schen Ghana und der elfenbeinküs-
te auf dem vorletzten Platz. Dieser 
skandal wird von uns beseitigt.

Aber es gibt doch Politiker, die in ei-
ner vorbereiteten Rede extemporie-
ren oder auf Zwischenrufe aus dem 
Publikum eingehen.
Weicht der Politiker vom vorberei-
teten Manuskript ab, so hat er dies 
– völlig formlos – anzukündigen. er 
zitiert sich gleichsam selbst. 

Wird das für die Zuhörer nicht 
furchtbar mühsam? Was macht ein 
Politiker in der TV-Pressestunde, 
wenn er vorbereitete Argumente vor-
bringt, aber dann auch spontan auf 
Fragen der Journalisten reagiert?
Dann drückt er unauffällig auf einen 
Knopf, und im Bild erscheint ein insert 
mit dem Wortlaut „Das ist von mir.“ 
Bei den Privatsendern ist auch die For-
mulierung „Das ist auf meinem Mist 
gewachsen“ möglich, da wollen wir in 
der APc nicht kleinlich sein. 

Ist das alles nicht sehr kompliziert?
Das mag sein, aber es schafft  trans-
parenz, das ist bekanntlich heutzu-
tage das Wichtigste. Aber wir haben 
ja nicht nur die Politiker im Visier. 
Künftig werden auch Journalisten, 
die etwa in einem Kommentar oder 
in einer Glosse eine Formulierung 
unzitiert aus einer Presseaussendung 
übernehmen mit der einleitung ei-
nes Plagiatskontrollverfahrens rech-
nen müssen. Der leser muss wissen, 
von wem bestimmte Formulierungen 
wirklich stammen. es wird also ein 
verpflichtendes Zitieren von Presse-
aussendungen quer durch alle re-
daktionsbereiche geben.

Was heißt das in der Praxis?
Das ist doch nicht schwer zu ver-
stehen: Gibt ein chefredakteur sei-
nem editorial beispielsweise den ti-
tel „sein oder nichtsein“, dann hat 
am ende des Beitrags eines Fußnote 
zu vermerken, dass das von shakes-
peare ist. 

Aber das weiß doch ohnehin jeder?
einspruch: Auch die weniger bil-
dungsaffinen leser sowie jene mit 

bildungsfernem Migrationshinter-
grund haben ein recht darauf zu 
wissen, von wem bestimmte text-
passagen stammen. Dasselbe gilt 
etwa für latinismen, mit denen be-
sonders viel schindluder betrieben 
wird. steht etwa in einer Qualitäts-
zeitung, an die Adresse der amtieren-
den Koalition gerichtet, die beliebte 
Phrase „Quo usque tandem“, dann 
ist zu vermerken, dass das ein Zitat 
von cato ist.

Aber das ist doch von Cicero!
Ach, so? na, dann sehen sie, wie 
wichtig es ist jedesmal zu zitieren! 
Diese neuen Bestimmungen werden 
übrigens auch für Hörfunk- und Fern-
sehkommentatoren gelten. Da hat vor 
geraumer Zeit bei der eröffnung von 
Olympischen spielen einer gesagt: 
Zum Kampf der Wagen und Gesän-
ge …

Naja , das ist aus Schillers Glocke.
sehen sie, da haben wir es schon: es 
ist zwar von schiller, aber aus den 
„Kranichen des ibykus“ und nicht aus 
der Glocke. sagt einer beim Abfahrts-
lauf, dass bei diesem oder jenem läu-
fer die Komantschen pfeifen, dann 
muss er in Zukunft dazusagen, dass 
dies vom begnadeten spontanlitera-
ten Armin Assinger stammt. 
Bezeichnet ein Abgeordneter einen 
Kollegen aus einer Oppositionspar-
tei beispielsweise als Vollkoffer, dann 
muss ab sofort dazugesagt werden, 
dass dieser terminus technicus von 
Bürgermeister Häupl geprägt worden 
ist. nur so kommen wir zu einer pla-
giatsfreien Kultur im öffentlichen le-
ben.
         - üh -
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„Dieser Skandal wird  
von uns beseitigt“
Österreichs öffentliches Leben soll plagiatsfrei werden  

das lEtztE wort

Schnee vom vergangenen …
es ist vollbracht: Die Kristallkugeln des Alpinen Weltcups sind verteilt, der 
überraschende WM-Medaillen-regen bei den nordischen ist gebührend 
gefeiert, die ausgelaugten sieger und die verletzten Pechvögel begeben 
sich für einige Wochen in den Urlaub, bevor wieder irgendwo das Kondi-
tionsschinden beginnt. Der schnee schmilzt ...

Österreichs sportöffentlichkeit verabschiedet sich vom nationale identitä-
ten stiftenden Wintersport und muss sich nun den niederungen des som-
merlichen sportgeschehens zuwenden, in denen bei Fußball und leichtath-
letik bestenfalls im Mittelfeld etwas zu holen sein wird. Österreicher „am 
stockerl“, wie das im OrF-Kommentatorendeutsch so schön heißt, wird es 
so bald nicht geben. Vielleicht werden wir uns bis zum Auftakt der nächs-
ten alpinen skisaison in sölden im Oktober dieses Jahres gedulden müssen.
Aber als aufmerksame Zuseher bei Österreichs liebster sportart haben 
wir in den vergangenen Monaten wieder viel dazugelernt. Wir wissen, wo 
durch zu „direktes Anfahren“ der slalomtore die Hundertstelsekunden „lie-
gen“ bleiben. endlich ist uns klar, dass alles nichts nützt, wenn man den 
„speed“ vom steilhang nicht in das Flachstück „mitnehmen“ kann.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass man „bei extremer rückenlage“ im riesen-
torlauf bei den „engeren toren“ nicht „carven“ kann. Überzeugend haben 
uns die mitkommentierenden emeritierten skigrößen anhand der Zeitlupe 
nachgewiesen, dass man auch auf vereisten Hängen „den ski freigeben“ 
muss, weil sonst im Ziel die entscheidenden Zehntelsekunden fehlen. in 
Dutzenden von Direktübertragungen wurde uns einsichtig, dass „beim 
Übergang in die Kompression“ auf die Belastung des „innenskis“ eine un-
geheure Herausforderung zukommt. im Detail ist uns bewusst geworden, 
dass sich der Pranger bei neuschnee und der innerhofer bei vereisten Pis-
ten – oder ist es doch umgekehrt? – erst so richtig wohlfühlen. Und Marlies 
schild sowie Benjamin raich bleiben uns auch in der wärmeren Jahreszeit 
auf den Plakatsujets einer Versicherungsgesellschaft erhalten. Das wird den 
entwöhnungseffekt in Grenzen halten.

Also dann: nichts Wichtiges vergessen! Damit wir in knapp neun Mona-
ten wieder genau wissen, wie man in die Mausefalle hinein- und aus dem 
canadian corner hinauszukommen hat.                                          - üh - 

„Da muss ich nichts erklären, außer dass der Lugner fürs Schauen mehr 
bezahlt hat als der Berlusconi fürs Tun.“
WKÖ-Präsident Christoph Leitl zum Opernball

„Es ist auch nicht leicht, qualifizierte Männer zu finden.“
Verkehrsministerin Doris Bures verteidigt die Quotenregelung.

„Wir haben jetzt zehn Prozent weniger Bayern, die zu uns auf Urlaub 
kommen.“
Der Vorsitzende des Kärntner U-Ausschusses Rolf Holub ortet  
neue Konsequenzen des Hypo-Debakels.

„Ich möchte im Fall des Falles nicht von einer Quotenfrau in der Gehirn-
chirurgie operiert werden.“
Andritz-Chef Wolfgang Leitners Meinung zur Quotenregelung
Quelle: Format (alle obigen)

Trotz Ihrer umstrittenen Wahl zum kaufmännischen Direktor findet sich in 
dieser Schlangengrube irgendwie niemand, der schlecht über Sie spricht.“
Aus einem Interview der Fachzeitschrift HORIZONT mit dem kaufmännischen Direktor 
des ORF, Richard Grasl.

„Merkel hat von Bismarck nichts gelernt.“
Titel eines Kommentars im „Handelsblatt“

ErlEsEn – ErhEitErt – ErlittEn

    
ACHTerbahn

Unter dem Seitentitel „Achterbahn“ wollen wir einen Schuss Humor, ei-
nen halbernst-satirischen Blick auf Aktuelles und eine zusätzliche Portion 
pointierter Meinung ins hochseriöse Redaktionsprogramm rühren. Zum 
thematischen Schaukeln und gelegentlichen Verschaukeln. Sparefroh ist 
jedenfalls angeschnallt. Hier kann er zeigen, dass er auch Humor hat. 

Ab sofort sind die Ghost Writer namentlich zu nennen.
Foto: BKA/HOPI-MEDIA
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